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Landkreis Stendal 

T a g e s o r d n u n g
für die 33. Sitzung des Kreis-, Vergabe- und Personalausschusses

am: 31. August 2006
Beginn: 15.30 Uhr 
Ort: Sitzungsraum Osterburg im Neubau des Landratsamtes Stendal, 

Hospitalstraße 1 - 2
Öffentlicher Teil
Punkt 01.: Begrüßung und Eröffnung der Sitzung   
Punkt 02.: Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Beschlussfähigkeit, der fehlen-

den Mitglieder des KVPA sowie der Tagesordnung
Punkt 03.: Feststellung des öffentlichen Teils der Niederschrift der 29. Sitzung des KVPA

am 08. 06. 2006, der 30. Sitzung des KVPA am 22. 06. 2006, der 31. Sitzung des
KVPA am 06. 07. 2006 und der 32. Sitzung des KVPA am 15. 08. 2006    

Punkt 04.: Bekanntgabe des in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlusses der 29. Sit-
zung des KVPA am 08. 06. 2006, der 30. Sitzung des KVPA am 22. 06. 2006,
der 31. Sitzung des KVPA am 06. 07. 2006 und der 32. Sitzung des KVPA am
15. 08. 2006   

Punkt 05.: Drucksache Nr. 246/2 - Beschluss zur Fortführung der Haushaltskonsolidierung
Punkt 06.: Drucksache Nr. 262 - Beschluss zur Einführung der doppischen Rechnungs-

führung
Punkt 07.: Drucksache Nr. 263 - 3. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des

Zweckverbandes „Regionale Planungsgemeinschaft Altmark“
Punkt 08.: Drucksache Nr. 196 - Antrag der Fraktion Die Linkspartei.PDS-Bündnis 90/Die

Grünen Weiterführung des Sozialpasses im Landkreis Stendal und Beschluss ei-
ner Richtlinie zur Vergabe dieses Sozialpasses - erneute Beratung - 

Punkt 09.: Drucksache Nr. 255 - Antrag der Fraktion Die Linkspartei.PDS-Bündnis 90/Die
Grünen Verantwortung des Landkreises Stendal als kommunale Ausländer-
behörde - erneute Beratung - 

Punkt 10.: Drucksache Nr. 264 - II. Berichterstattung zur Budget-Entwicklung (Stand
31.07.2006) - Mitteilungsvorlage - 

Punkt 11.: Drucksache Nr. 265 - Zuwendungen für den ÖPNV - Mitteilungsvorlage - 
Punkt 12.: Drucksache Nr. 266 - RAP-Projekt „Grenzerfahrungen im Vierländereck zwi-

schen Elbe und Altmark“ - Mitteilungsvorlage - 
Punkt 13.: Anfragen und Hinweise 

Nichtöffentlicher Teil 
Punkt 14.: Feststellung des nichtöffentlichen Teils der Niederschrift der 29. Sitzung des

KVPA am 08. 06. 2006, der 30. Sitzung des KVPA am 22. 06. 2006, der 31. Sit-
zung des KVPA am 06. 07. 2006 und der 32. Sitzung des KVPA am 15. 08. 2006   

Punkt 15.: Drucksache Nr. 169/2 - Grundstücksangelegenheit 
Punkt 16.: Anfragen und Hinweise

gez. Jörg Hellmuth
Der Landrat

Verordnung des Landkreises Stendal über den Geschützten
Landschaftsbestandteil „Östlicher Trübenbruch“

Auf Grund der §§ 29, 35 und 39 Abs. 3 des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
(NatSchG LSA) vom 23. Juli 2004 (GVBl. LSA Nr. 41/2004, S. 454 ff), zuletzt geändert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2005 (GVBl. LSA Nr. 67/05 S.769) und unter Einhal-
tung des Verfahrens im Sinne von § 39 Abs. 5 NatSchG LSA wird verordnet:

Präambel
Im Rahmen des Schnellbahnbaus Berlin - Hannover wurden im östlichen Teil des Trüben-
bruches Flächen erworben, auf denen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege umgesetzt wurden. Entsprechend den Regelungen des
Planfeststellungsbeschlusses und den darauf aufbauenden Pflege- und Entwicklungsplänen
dienen diese Flächen vorrangig den Zielen des Naturschutzes. Gemäß Planfeststellungsbe-
schluss sind dies u.a. Entwicklung von Feuchtwald, Wiedervernässung, Überlassung von
Flächen zur Sukzession, Biotopverbund, Neugestaltung von Lebensräumen wie Flachwas-
serzonen, Kleingewässern, gestuften Waldmänteln und Gehölzen. 

Diese Verordnung soll neben den bereits existierenden privatrechtlichen Regelungen über
das Eigentum öffentlich rechtliche Belange zur Unterstützung der angestrebten naturschutz-
fachlichen Ziele auf den Flächen sicherstellen.

§ 1 Schutzgebiet
(1) Das in § 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum Geschützten Landschaftsbestandteil

(GLB) erklärt.

(2) Der geschützte Landschaftsbestandteil führt die Bezeichnung „Östlicher Trübenbruch“.
Das Einzugsgebiet „Trübengraben“ ist Bestandteil des Elb-Havel-Winkels, einer holozä-
nen, in weiten Teilen ebenen Wiesenniederung, die von einzelnen Talsandflächen und
Inseln flachwelliger Grundmoränen durchsetzt ist. Der Trübenbruch stellt ein Verlan-
dungsmoor dar, das durch Grundwasserüberstauung entstanden ist und eine 1,00 m bis
2,20 m mächtige Moorschicht aufweist, wobei der Vernässungskern und somit auch das
Zentrum des Niedermoors im GLB liegt. 

Charakteristisch für das Gebiet sind der naturnahe Feuchtwald, die extensiven Grün-
landflächen, die alten Torfstiche und temporäre Nasswiesen.

§ 2 Geltungsbereich
(1) Der geschützte Landschaftsbestandteil hat eine Größe von ca. 230 ha und liegt am östli-

chen Rand der Elbtalaue. Er umfasst einen Bereich in den Gemarkungen Schönhausen
und Wust und erstreckt sich westlich der Kreisstraße K 1474, beiderseits der Hochge-
schwindigkeitsstrecke der Bahn zwischen den Ortschaften Wuster Damm und Schön-
hauser Damm. 

Die östliche Grenze des GLB verläuft parallel zur genannten Straße (gemäß dem alten
Verlauf des Haidgrabens) und der Horstgraben bildet im Westen die Grenze. 

Die Flächen der Bahn (Schienenstrang und Nebenanlagen) bleiben vom Schutzgebiet
unberührt.

(2) Die räumliche Lage des GLB ist in der nachstehenden Übersichtskarte gekennzeichnet:
(siehe Seite 153)

Die Darstellung erfolgte auf der Grundlage der Topographischen Karte  3438  Jerichow
(Ausgabe von 1996) im Maßstab 1 : 25.000. 
(Die Vervielfältigungserlaubnis wurde dem Landkreis Stendal durch das Landesamt für
Landesvermessung und Datenverarbeitung Sachsen-Anhalt, Erlaubnis - Nr.: LVermD/V/
052/2002 erteilt.) 
Die Grenze des Geschützten Landschaftsbestandteils verläuft auf der Linie, welche die
Punktreihe von außen berührt. 
Der Grenzverlauf ist weiterhin in einer nicht veröffentlichten Kartendarstellung auf der
Grundlage von Topographischen Karten des Maßstabes 1 : 10.000 sowie in den entspre-
chenden Auszügen der Liegenschaftskarte dargestellt. Diese Karten können beim Land-
kreis Stendal, in der unteren Naturschutzbehörde, während der Dienstzeiten kostenlos
eingesehen werden. 
Bei Unstimmigkeiten in den Kartendarstellungen gilt die auf den nicht veröffentlichten
Liegenschaftskarten eingetragene Grenze.

§ 3 Schutzzweck
(1) Der Charakter des geschützten Gebietes wird insbesondere durch folgende Inhalte be-

stimmt:
1. Wesentliche Elemente für die ökologische Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

vorhandenen Naturhaushaltes sind: 
a) Grünlandbereiche, die geprägt sind durch:

• artenreiches Nassgrünland, Niedermoore und kleinflächige Sandtrockenrasen,
• eine Vielzahl von verlandenden Gewässern und daran gebundene Verlan-

dungsstadien,
b) Waldbereiche, die geprägt sind durch:

• natürliche Waldgesellschaften einer Moorniederung mit Feucht-, Sumpf- und
Bruchwäldern mit einem sehr hohen Totholzanteil, 

• einen größeren geschlossenen Waldkomplex, dem sogenannten „Trübenbruch-
wald“, mit für das Gebiet besonders typischen wechselnden Standortsverhält-
nissen und mit einer kaum beeinflussten naturnahen Waldentwicklung, insbe-
sondere mit Reife- und Zerfallsphasen,

c) Hecken und Feldgehölze, 
d) naturnahe, hohe Grundwasserstände und daran gebundene temporäre Wasser-

flächen,
e) die alten Torfstiche.
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2. Der landschaftliche Charakter des Gebietes ist geprägt durch:
a) die reich strukturierte und unverbaute Niederungslandschaft,
b) die weitreichenden, offenen Beziehungen zur restlichen Trübenniederung,
c) die vielfältigen Gehölzstrukturen und Waldbereiche.

3. Das Gebiet ist als Lebensraum sowie als Rast-, Überwinterungs- und Brutgebiet für
eine Vielzahl streng   geschützter oder besonders geschützter Tierarten von besonde-
rer Bedeutung.

4. Der Horst- und Haidgraben sowie Niedermoor- und Gewässerbereiche sind Be-
standteil eines Gebietes, das im Rahmen des europäischen Schutzgebietssystems
NATURA 2000 als FFH-Gebiet (Flora-Fauna-Habitat) gemäß der Richtlinie
92/43/EWG ausgewiesen wurde. Das Schutzgebiet trägt die Bezeichnung DE 3238-
303 „Kamernscher See und Trübengraben“. Hervorzuheben ist seine Bedeutung als
ein wichtiges Biotopverbundelement des Fließgewässersystems und als Lebensraum
für zahlreiche gewässerbewohnende Pflanzen- und Tierarten, darunter auch dem Bi-
ber und dem Fischotter. 

(2)  Schutzzweck ist:
1. die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Bewahrung

natürlicher und naturnaher Lebensgemeinschaften, insbesondere durch:
a) den Schutz des Bodens und des Klimas sowie der Wiederherstellung eines den

natürlichen Verhältnissen entsprechenden Wasserhaushaltes,
b) den gezielten Schutz und die Entwicklung von Biotopen, 
c) die Erhaltung und Entwicklung von natürlichen bzw. naturnahen Pflanzenge-

sellschaften, wie mesophilen Grünlandgesellschaften und hygrophilen Pflanzen-
gesellschaften, 

d) den Erhalt des naturnahen Feuchtwaldkomplexes, wobei unter Verzicht auf jeg-
liche Waldbewirtschaftung ein vom Menschen weitestgehend unbeeinflusster
Dauerwald im Sinne der Leitlinie Wald (Ziffer 4.4. des RdErl. des MRLU vom
01.09.1997 -706-0501, MBl. LSA Nr. 51/1997 vom 17.11.1997) entstehen soll,
um den Schutz aller natürlich im Walde ablaufenden Prozesse und ihrer Dyna-
mik zu gewährleisten,

e) den Erhalt und die Förderung der faunistischen und floristischen Artenvielfalt
mit Vorkommen von gefährdeten Großvogelarten (wie dem Kranich), Wiesen-
brütern (wie Kiebitz und Großem Brachvogel), dem Biber und Fischotter sowie
Lurcharten, 

2. die Erhaltung des Landschaftsbildes und die Abwehr schädlicher Einwirkungen auf
die Natur und Landschaft durch:
a) die Freihaltung des Gebietes von Bebauung, 
b) die Bewahrung der vielfältigen Landschaftsstruktur mit Wald, Gehölzstruktu-

ren, Grünland und Gewässer als Lebensraum bedrohter Pflanzen und Tiere (von
Feuchtgebieten),

c) den Erhalt der gehölzbestandenen Pufferbereiche zur Straße,
3. die Sicherung und Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes des FFH-

Gebietes sowie Schutz  dieses Lebensraumes und der charakteristischen Tier- und
Pflanzenarten, 

4. die Erhaltung und der Schutz natürlicher Genressourcen.

§ 4 Verbote
Handlungen, die den geschützten Landschaftsbestandteil zerstören, beschädigen, gefährden
oder verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen, sind verboten.
Insbesondere sind dies folgende Handlungen:

1. bauliche Anlagen zu errichten,
2. Grünland umzubrechen,
3. die Flächen während der Brutzeit von Wiesenbrütern (15. März bis 01. August jeden Jah-

res) zu walzen, zu schleppen und zu lockern; Terminverschiebungen aufgrund jahres-
zeitlicher Besonderheiten bedürfen der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde,  

4. die vorhandenen Wälder, mit Ausnahme der unter § 7 freigestellten Flächen, einer forst-
lichen Bewirtschaftung oder Pflege zu unterziehen,

5. Gewässer und Feuchtflächen aller Art, einschließlich der hieran gebundenen Vegetation
und Tierwelt, zu verändern oder zu beseitigen, soweit dies nicht der Wiederherstellung
und Pflege von Gewässern und Feuchtgebieten dient,

6. Gewässer zu befahren,
7. Fischbesatz in den Gewässern vorzunehmen,
8. im Gebiet außerhalb von katasterlich ausgewiesenen Wegen mit Kraftfahrzeugen zu fah-

ren und zu reiten,
9. Entwässerungsanlagen, die der Flächenentwässerung dienen, anzulegen, 
10. Gülle, Jauche, Klärschlamm auszubringen sowie Ablagerungen jeglicher Art vorzuneh-

men,
11. zu zelten, Wohnmobile oder andere zum Übernachten nutzbare Unterkünfte ab- oder auf-

zustellen,
12. Feuerstellen anzulegen,
13. Hunde unangeleint laufen zu lassen,
14. die Ruhe der Natur durch unnötigen, vermeidbaren Lärm zu stören.

§ 5 Erlaubnisvorbehalt
(1) Folgende Handlungen bedürfen im Geschützten Landschaftsbestandteil der Erlaubnis:

1. das Anpflanzen oder Beseitigen von Gehölzen,
2. das Anlegen von Rad- und Reitwegen,
3. die Anwendung von chemischen Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmitteln,
4. die Ausbringung von mineralischen Düngern, 
5. die Vornahme von Ein- und Durchsaaten auf dem Grünland, 
6. die Saatgutnutzung der Altbestände.

(2) Die Erlaubnis ist vom Landkreis Stendal zu erteilen, wenn die Handlungen dem Schutz-
zweck nicht zuwiderlaufen.

§ 6 Gebote
(1) Landwirtschaft
1.    Allgemeine Regelungen:

a) Nicht trittfeste Bereiche (z.B. die Blänken) sind vor Beweidung auszuzäunen.
b) Vor Beginn der Beweidung sind die angrenzenden Waldflächen, Wege, Gräben,

Kleingewässer und Senken unter Einhaltung eines 2 m breiten Saumstreifen, sowie
eines 5 m breiten Uferrandstreifens am Horstgraben auszuzäunen bzw. bei Mahd
freizuhalten. Die Saumstreifen sind im Abstand von 2 - 3 Jahren im Herbst (zweiter
Schnitt) wechselseitig zu mähen. Sind die Blänken trocken bzw. trittfest, sind diese
in die zweite Nutzung mit einzubeziehen.

c) Nach jedem Beweidungsgang muss eine Weidepflege vorgenommen werden.
d) Die Nutzung hat so zu erfolgen, dass die Grünlandflächen zum Vegetationsende im

Herbst kurzrasig sind.
e) Nicht befahrbare Teilflächen können von der Mahd ausgenommen werden.
f) Das Mahdgut ist von den Flächen abzufahren.
g) Bei Vorkommen von Wiesenbrütern ist die Mahd im Umkreis (Radius) von 50 Me-

tern um den Brutplatz bis zum Ende der Brut auszusetzen. Die anschließende Mahd
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hat dem Schutz der nicht flüggen Jungvögel gebührend Rechnung zu tragen.
h) Überständiges Mahdgut aus den Pflegeschnitten kann portionsweise auf höheren

Flächen verfüttert werden; ständige Futterplätze sind aber ausgeschlossen.
i) Abweichungen von den Bewirtschaftungsgeboten sind einvernehmlich mit der unte-

ren Naturschutzbehörde zu regeln.

2.     Weitergehende Bewirtschaftungsgebote werden gemäß nachstehender Karte wie folgt
geregelt:

2.1.  Flächen südlich der Bahn

Fläche 1: 

a) Die Nutzung erfolgt als Mähwiese.
b) Die Fläche mit Stromtalwiesencharakter ist im 1. Schnitt frühzeitig (vor dem 15.05.)

zu mähen und der 2. Schnitt erfolgt nach dem 31.07.

Flächen 2, 3, 4 und 7:

a) Die Nutzung erfolgt als Mähweide, d. h. die Flächen sind mindestens einmal im Jahr
zu mähen; das Mahdgut ist abzufahren.

b) Eine Beweidung kann als 1. oder 2. Nutzung erfolgen. 
c) Bei der 1. Nutzung in Form von Mahd sind die einzelnen Flächen in je vier etwa

gleich große Blöcke zu teilen. Zwei Blöcke (versetzt angeordnet) können frühzeitig
genutzt werden, bei der Mahd ist hierbei jeweils von innen nach außen zu mähen.
Die anderen zwei Blöcke sind erst nach dem 15.06. eines jeden Jahres zu nutzen. 

d) Ist die 1. Nutzung eine Beweidung, sind die Flächen zu halbieren und können hälftig
ohne terminliche Einschränkung beweidet werden. Die andere Hälfte kann erst nach
dem 15.06. eines jeden Jahres genutzt werden.

e) Bei Bewirtschaftung ohne Beweidung ist mindestens zweimal eine Mahd vorzuneh-
men.

Flächen 5 und 6:

a) Die Grünlandnutzung (Mahd oder Beweidung) erfolgt ohne zeitliche Beschränkung. 
b) Die Flächen können in die Nutzung der angrenzenden Flächen eingebunden werden.

2.2.  Flächen nördlich der Bahn

Fläche 8:

a) Die Grünlandnutzung dieser Fläche erfolgt als Mähwiese.
b) Die Mahd erfolgt frühestens ab dem 01.07. eines jeden Jahres. 

Fläche 9:

a) Die Fläche ist zweischürig, abschnittsweise zu mähen. 
b) Der erste Schnitt ist nicht vor dem 15.06. zulässig.
c) Der zweite Schnitt erfolgt Ende August / Anfang September. 
d) Das Mahdgut ist von der Fläche abzutransportieren.

(2)    Jagd
1. Die Jagd erfolgt grundsätzlich als Ansitzjagd. Vom 01.10. bis 14.02. sind Drückjagden

möglich.
2. Der Neubau von jagdlichen Einrichtungen hat im Einvernehmen mit der UNB zu erfol-

gen. Jagdliche Einrichtungen sind jeweils in der Zeit vom 01.08. bis zum 14.02. zu er-
richten oder zu rekonstruieren.

3. Raubzeug und Raubwild sind intensiv zu bejagen. Eine Gefährdung von Fischotter und
Biber ist auszuschließen.

4. Maßnahmen der Wildbewirtschaftung im Sinne des Schutzzweckes (einschließlich Ab-
schussplanung) haben möglichen überhöhten Wildbeständen entgegenzuwirken.

5. In einer Zone von ca. 300 m um die Torflöcher (innerhalb des GLB) ruht die Jagd in der
Zeit vom 15.02. bis zum 31.07. eines jeden Jahres. 

(3)     Fischerei
1. Das Angeln ist ausschließlich auf das nördliche Torfloch bei Wuster Damm beschränkt. 
2. Dieses Gewässer ist nur von der Nord- und Ostseite zu beangeln. 

3. Das Angeln in den genannten Bereichen ist in der Zeit vom 15.02. - 31.05. eines jeden
Jahres ausgeschlossen und wird im Übrigen auf die Zeit zwischen Sonnenaufgang und
Sonnenuntergang beschränkt.

4. Fischbesatz ist strikt zu unterlassen.
5. Mit Beginn des Jahres 2011 ist das Angeln nicht mehr gestattet. 

§ 7 Freistellungen
Von den Verboten und Geboten dieser Verordnung sind freigestellt:

1. die ordnungsgemäße mechanische Unterhaltung des Horstgrabens und der übrigen Ge-
wässer 2. Ordnung gemäß der von der Naturschutzbehörde bestätigten Unterhaltungs-
pläne; 

2. die Untersuchungen und Maßnahmen, die im dienstlichen, vertraglichen oder sonstigen
Auftrage einer Behörde zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege durchgeführt werden,

3. die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die zur Gewährleistung des Schutzzieles des
GLB erforderlich sind, im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde,

4. ortsübliche Einfriedungen der Landwirtschaft,
5. die der guten fachlichen Praxis entsprechende forstwirtschaftliche Nutzung und Bewirt-

schaftung der im Rahmen der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zum Schnellbahnbau
aufgeforsteten Flächen unter Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege,

6. das Schlittschuhlaufen auf dem nördlichen Torfloch bei Wuster Damm.

§ 8 Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen
Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte sind gemäß § 57 Abs. 1 NatSchG LSA
verpflichtet, Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung des geschützten Landschaftsbestand-
teiles zu dulden, die die Naturschutzbehörde im Einzelfall anordnet. 

Dies gilt insbesondere für:
1. die Kenntlichmachung der Grenzen des Schutzgebietes mittels hierfür vorgesehener amt-

licher Schilder sowie das Aufstellen sonstiger Hinweistafeln, die sich auf das Schutzge-
biet beziehen, durch den Landkreis Stendal,

2. erforderliche Biotoppflege- und -gestaltungsmaßnahmen im Sinne des Schutzzieles,
3. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen der zum FFH-Gebiet erklärten Teilberei-

che des GLB, 
4. Maßnahmen, die notwendig sind, um besonders geschützten und streng geschützten Tie-

ren Lebensstätten oder Lebensmöglichkeiten zu erhalten.

§ 9 Befreiungen
(1) Von den Verboten und Geboten dieser Verordnung kann die Naturschutzbehörde auf

Antrag eine Befreiung gemäß § 58 NatSchG LSA gewähren, wenn:
1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den Be-
langen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder
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b) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur und Landschaft führen wür-
de oder

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern; dies
gilt insbesondere für Maßnahmen des Hochwasserschutzes und für die öffentliche
Trinkwasserversorgung.

(2) Die Befreiung nach Abs. 1 ersetzt keine nach sonstigen Vorschriften erforderlichen Ge-
nehmigungen, Zulassungen, Ausnahmen oder andere begünstigende Verwaltungsakte.

§ 10 Ordnungswidrigkeiten
(1) Eine Ordnungswidrigkeit im Sinne von § 65 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 6 bzw. Nr. 16 NatSchG

LSA begeht, wer, ohne dass eine Erlaubnis oder Befreiung gewährt wurde, vorsätzlich
oder fahrlässig den Verboten des § 4, den Erlaubnisvorbehalten des § 5 oder den Gebo-
ten des § 6 sowie den Anordnungen gemäß § 8 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit im Falle des Absatzes 1 kann gemäß § 65 Abs. 2 Nr. 2 und Nr.
3 NatSchG LSA mit einer Geldbuße geahndet werden.

§ 11 In-Kraft-Treten
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amtsblatt des Landkreises Sten-
dal in Kraft.

Stendal, den 14.08.2006

Siegel

Jörg Hellmuth
Landrat

Landkreis Stendal - Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Bekanntmachung
Haushaltssatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark für das Jahr 2006

Haushaltsjahr 2006
Aufgrund der §§ 13 und 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 GVBl. LSA S. 81, zuletzt geändert durch
das zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 25.
Februar 2004 und der §§ 65 der Landkreisordnung und 90 ff. Gemeindeordnung des Landes
Sachsen-Anhalt jeweils vom 05. Oktober 1993 (GVBl. S. 568 und GBVl. S. 598), in der je-
weils gültigen Fassung hat die Regionalversammlung in ihrer Sitzung am 29.03.2006 fol-
gende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird
im Verwaltungshaushalt

in der Einnahme auf 614.500,00 EURO 
in der Ausgabe  auf 614.500,00 EURO

im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 5.000,00 EURO
in der Ausgabe auf 5.000,00 EURO

festgesetzt.

§ 2
Kredite werden nicht veranschlagt. 

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 15.000 EURO festgesetzt.

§ 5
(1) Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2006 beträgt 142.400,00 EURO. Es entfallen

auf die Verbandsmitglieder

Gebietskörperschaft Anteil Umlage 2006
Altmarkkreis Salzwedel 2/5 56.960
Landkreis Stendal 3/5 85.440
Summe 142.400

(2) Auf die Verbandsumlage ist vierteljährlich im Voraus ein Abschlag in Höhe von 25% zu
zahlen, spätestens bis zum 4. Werktag eines jeden Quartals.

Die Haushaltssatzung 2006 wird vom 23.08.2006 bis 08.09.2006 öffentlich ausgelegt und
kann in der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Karl-Marx-Str.
30 (Ärztehaus), in Salzwedel - während der Geschäftszeiten 

Mo - Fr von   7.00 bis 12.00 Uhr
Di von 13.00 bis 17.00 Uhr
Do von 13.00 bis 16.00 Uhr

eingesehen werden.  

Salzwedel, den 07.08.2006

Jörg Hellmuth
Verbandsvorsitzender

Flugplatzgesellschaft Stendal-Borstel mbH
Bekanntmachung gemäß § 121 GO 

des Landes Sachsen-Anhalt
Die Gesellschafterversammlung der Flugplatzgesellschaft Stendal-Borstel mbH hat in ihrer
Sitzung am 03. Juli 2006 die Feststellung des durch den Wirtschaftsprüfer, Steuerberater Di-
plom-Kaufmann Heinrich Kinzler, geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk versehenen Jahresabschluss und Lagebericht 2005 mit einer Bilanzsumme
von 603,3 Td und einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 104,6 Td beschlossen.

Gemäß Beschluss der Gesellschafterversammlung wird der Jahresfehlbetrag in voller Höhe
auf neue Rechnung vorgetragen.
Der Jahresabschluss zum 31. 12. 2005 sowie der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2005
werden auf der Grundlage der Vorschriften der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-An-
halt bis zum 30. September 2006 in den Geschäftsräumen der Flugplatzgesellschaft Stendal-
Borstel mbH, Osterburger Straße/Flugplatz, öffentlich ausgelegt.

Stendal, 31. Juli 2006

gez. Sieghard Geyhler
Geschäftsführer

Bekanntmachung der Stadt Stendal

Bebauungsplan Nr. 7/91 „Dahlener Straße“, 1. Änderung
a) Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses vom 25.10.1999

b) Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) i.V.m. § 4  Baugesetzbuch (BauGB)
a) Der Stadtrat der Stadt Stendal hat am 25.10.1999 den Aufstellungsbeschluss zur Einlei-

tung des Änderungsferfahrens des Bebauungsplanes Nr. 7/91 „Dahlener Straße“, 1. Än-
derung gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit bekanntgemacht.

b) Der Stadtrat der Stadt Stendal hat am 25.10. 1999 den Beschluss zur Einleitung des Ver-
fahrens zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7/91 „Dahlener Straße“ gefasst. Am
03.07.2006 hat der Haupt,- und Personalausschuss der Stadt Stendal dem Entwurf des
Bebauungaplanes Nr. 7/91 „Dahlener Straße“, 1. Änderung zugestimmt und die Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) i. V. m. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
Gleichzeitig werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4
Baugesetzbuch (BauGB) über die Planung informiert.
Das nachfolgend beschriebene Plangebiet hat eine Größe von 0,85 ha, es liegt in der Ge-
markung Stendal, Flur 74. Der Geltungsbereich des Plangebietes ist im beigefügten La-
geplan dargestellt und wird wie folgt begrenzt:
- im Norden durch die südlichen Grundstücksgrenzen der vorhandenen Bebauung der

Gardelegener Straße,
- im Osten 40,00 m östlich der „Dahlener Straße“,
- im Süden durch die südliche Grenze des Flurstücks 311/196,
- im Westen durch die östliche Grenze der „Dahlener Straße. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) i.V.m. § 4 BauGB wird durchgeführt, um
über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung öffentlich zu unterrichten; es wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung des Plan-
entwurfs geben. Zu diesem Zweck wird der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 7/91 „Dahle-
ner Straße“, 1. Änderung nebst Entwurf der textlichen Festsetzungen und Begründung zu je-
dermanns Einsicht vom

vom 01.09.2006 bis einschließlich 04.10.2006
während nachstehender Dienstzeiten im Foyer des Stadthauses, Markt 14 /15, und im Foyer
des Verwaltungsgebäudes, Moltkestraße 34 - 36, öffentlich ausgelegt.
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Montag, Dienstag, Mittwoch   7.30 - 16.00 Uhr
Donnerstag 7.30 - 18.00 Uhr
Freitag 7.30 - 13.00 Uhr

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurde für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7
und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt. Die voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen wurden ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet.
Die Anlage zum Baugesetzbuch wurde dabei angewendet.
Stellungnahmen können bis zum 04.10.2006 beim Planungsamt der Stadt Stendal, Moltke-
straße 34 - 36, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht werden. Gleichzeitig
wird im Planungsamt, Zimmer 204, den Bürgern Gelegenheit zur Erörterung des Bebau-
ungskonzepts gegeben.

Stendal, den 23. 08.2006

Klaus Schmotz - Oberbürgermeister

Stadt Stendal - Der Oberbürgermeister -

Bekanntmachung der Stadt Stendal
Öffentliche Auslegung der Planung zur Errichtung einer neuen Beleuchtungsanlage in

der Nachtweide Nr. 2 - 6
Das Plangebiet „Nachtweide“ erstreckt sich von der Einmündung Nachtweide bis zum Wen-
dehammer im Bereich der Hausnummern 2 - 6. Die Gesamtlänge des Bauvorhabens beträgt
ca. 80 m. Die Planungsunterlagen liegen im Tiefbauamt der Stadt Stendal, Moltkestraße 34 -
36, Zimmer 316, vom 24.08.2006 - 22.09.2006 öffentlich aus.

Alle Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige Betroffene haben die Möglichkeit, jeweils an
den Sprechtagen:

Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr sowie
Donnerstag 09:00 - 18:00 Uhr
oder nach Vereinbarung
Anregungen, Vorschläge und Ergänzungen zu den ausgelegten Planungsunterlagen schrift-
lich bzw. mündlich zur Niederschrift darzulegen.

Alle Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige Betroffene sind hierzu eingeladen.

Stendal, 16.08.2006 Klaus Schmotz
Oberbürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft Stendal-Uchtetal

Satzung
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für

straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Nahrstedt vom 26.02.2002
Aufgrund der §§ 6 und 44 Abs. 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt
vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Fortentwicklung
der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit
vom 22.12.2004 (GVBl. LSA S 856),  in Verbindung mit § 6 des Kommunalabgabengesetzes
für das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) vom 11.06.1991 (GVBl. LSA S. 105) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch das Gesetz zur
Abschaffung der Jagdsteuer vom 18.12.2003 (GVBl. LSA S. 370), hat der Gemeinderat der
Gemeinde Nahrstedt in seiner Sitzung am 01.08.2006 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Änderungen
1. Im § 7 Abs. 1 Satz 4 sind die Worte „eine Geschosszahl“ ersatzlos zu streichen.
2. Im § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f), bb) sind die Worte „für die Restfläche gilt Nr. 1“ durch

die Worte „für die Restfläche gilt lit. a)“ zu ersetzen.
3. Im § 12 Abs. 4 sind die Worte „im Falle von Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2“ durch „im Falle

von Abs. 3“ zu ersetzen.
4. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwie-
gend Wohnzwecken dienenden Grundstücken im Gemeindegebiet mit 1.719 m2 gelten
derartige Wohngrundstücke als im Sinne von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß,
wenn die Vorteilsflächen die vorgenannte Durchschnittsgröße um 30 v. H. (Begren-
zungsfläche = 2.234,70 m2) oder mehr überschreitet.
In diesem Sinne übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in
vollem Umfang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche um bis zu 50 v.H. übersteigenden
Vorteilsfläche zu 50 v.H. und wegen einer darüber hinausgehenden Vorteilsfläche zu 30
v.H. des sich nach §§ 5 bis 8 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 21.03.2002 in Kraft.

Nahrstedt, den 01.08.2006

Wilhelm Jacob
Bürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft „Tangehütte-Land“

3. Änderung der Entschädigungssatzung für Mitglieder der
Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Birkholz

Aufgrund der §§ 6, 33 und 44 Abs. 3 Ziff. 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-An-
halt vom 5. 10. 1993 (GVBl. LSA S. 568), in der zur Zeit gültigen Fassung, und des Brand-
schutz- und Hilfsleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Bekanntmachung der
Neufassung vom 07.06.2001 (GVBl. S. 190), in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Ge-
meinderat Birkholz am 01.06.2006 die folgende 3. Änderung der Entschädigungssatzung
vom 04.02.1999 beschlossen:

§ 1
Änderungen

§ 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Die nachfolgenden Ehrenbeamten und sonstigen ehrenamtlich tätigen Funktionsträger der
Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in folgender
Höhe: 
1. Gemeindewehrleiter 25,00 EURO
2. Stellvertretender Gemeindewehrleiter 20,00 EURO

§ 2
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2006 in Kraft.

Birkholz, 01.06.2006

O. Rudolph
Bürgermeister Siegel

Bekanntmachung der Gemeinde Weißewarte über die 
Jahresrechnung 2004 sowie die Entlastung des Bürgermei-

sters für das Haushaltsjahr 2004
Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVBl. LSA S. 568), in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme des Bürgermeisters bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2004
Dem Bürgermeister wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.
Die Jahresrechnung liegt in der Zeit 

vom 24.08. bis 08.09.2006
im Gemeindeamt zu den Sprechzzeiten öffentlich aus.

Weißewarte, d. 11.08.2006

Radke
Bürgermeister

Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt

B e k a n n t m a c h u n g
Planfeststellungsverfahren für die Rekonstruktion des Deiches (Deichlückenschluss)

in der Ortslage Warnau (Landkreis Stendal)
Vorhabensträger: Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft 

Durchführung des Erörterungstermins im Rahmen 
des Anhörungsverfahrens

1. Der Erörterungstermin beginnt
am: Mittwoch, dem 13.09.2006, um 11.00 Uhr 
im: Sitzungssaal des Rathauses Havelberg, 

Markt 1, 39539 Havelberg.
An dem vorgenannten Termin sollen die im Rahmen des Anhörungsverfahrens einge-
gangenen Stellungnahmen und Einwendungen erörtert werden.

2. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.
3. Neben dieser Bekanntmachung erfolgen gesonderte schriftliche Ladungen.
4. Die Teilnahme an dem Termin ist jedem, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt

werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Dieser
hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese
zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben.

5. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn ver-
handelt werden kann, dass verspätete Einwendungen unberücksichtigt bleiben und dass
das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhandlung beendet ist.

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonder-
ten Entschädigungsverfahren behandelt.

7. Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung entstehende
Kosten werden nicht erstattet.

8. Die Anhörungsbehörde fertigt von dem Erörterungstermin eine Niederschrift. Die Ein-
wender bzw. deren Vertreter sowie die Träger öffentlicher Belange und Vereine, die am
Erörterungstermin teilgenommen haben, können sich den sie betreffenden Teil aus der
Niederschrift übersenden lassen.
Ein diesbezüglicher Antrag ist im Erörterungstermin beim Verhandlungsleiter zu stellen. 

Havelberg, 23.08.2006

Unterschrift (Bürgermeister) - Siegel -
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